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,icr Revisionsbeklagten
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°Klä3érih und Rév1sionsklägerin,

gegenA—_'fi-Ä„

_
Beklagte und Revisionsbeklautv

.
hat der 11. Sehat des Bundes$oäialéerichts ohne

‘mündlicheVerhandlungnach5 124Abs. 2 in Ver—
bindüng mit @153 Abs. 1 und 5 165 des Sozia1—

f gericht$gesetzes am 23. Juni 1964 unter Iiit—
_Iwirkung von ' ' “ ' ' ‘

Senét$pfäsideht f“ Dr; H & u'e 1 s_e n.@
'

:
als Vorsitzendgm‚" ' ’ "'

‘.;..-.;„;‚u.::tsii::iaaä'‚‘‚„._Bundesniohterla
„.. ‚_

qu‚'Slechxwiagriz ;;‚„M
in*‘

Bundesrichter 8 o n n e n_b e r'g _f1

als weiteren Bérufsrichtern, _}
Bundessozialrichter F r an k e .;-" j“ und

‘ Bundessozialrichter L ä e r ' ”
. als ehrenamtlichen Richtern,

} für Recht erkannt: ”

{Die
Revision der

Kiägerin gegén das Urteil des
Bayérischén Landessozialgerichts vom 7. August

1962 Wird 2urückgew1esen.

‚Kosten sinä nicht zu_erstatten‚

‚Von Rechts Wegen,
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_Für den Vereieherten L 'E (E. ), geboren___ '?ff("
1897,würdenih denJahren1914bis 1921 '

&? Monatsbeitrage zur_ Angestelltenvereieherung entr1chtet

16 der 31e106en Zeit waren_ außerdem 36 MOneté Er5atz_ _'
Zeiten für die Erfüllung der Warteze1t D1e letzten Bei-

" träge entr1chtete
der Versicherte für 'das Kalenderjahr ;

f 1924 Am 20. Ju11 1956 beantragte er Rente _wegenBerufs—
'unfahigke1t Mit Bestbe1d vom 3. Oktober 1956 1ehntc

die Beklagt„e diesen. Antrag ab, weil: die Anwartechaft
__eriosc6en und des halb die warte2eit. nicht erfü11t sei.

Hiergegen' erhob E. Klage beim
3031e13er10ht

(SG) Mür.chen.6

'Mit_ _BeSehéid vom 28. Januar 195T gewahrte äie Bek_1agte
E. die Rente ab 1._August 1956.16 einem Vermerk gab

der beratende Arzt_der Beklagten an, B. Se1.seit.19äö
berufsunfänig; E. "beantragte nunmehr, die Beklagte zu
verurteilen, ihm die Rente spätestens ab „7. September
1949 zu gewähren..Er machte geltend'“äéfh Rähäänanspruch

stütze sich ausschließ1ich auf Art. 19 der Ersten 'Ver-

einfachungs—Verordnung (1. Vereian0) vom 17 Mar; 1_9#5;
da 6 iese V0 in Bayern ale nicht rechtsw1rksam bzw. 8.15 '
n1'cht '1n Kraft getrete'n angesehen werden se1, habe er.
seinerzeit von einem' Rentenantrag abgesehen, ers„ daß _„g

Urte11_ des Bundessoz1algeriehts (BSG) vom 1], Juli 1C56 _>
°BSG_ 3, 161, in _dem auSgesprochen 6e1‚ 'd1e Änwar“u cnafts-

‘ vorschrift 'des Art. 19 der VO v0@ 17. Marz 1945 sei

‘_Späteste'ns am7. September 1949 im _ganzenBundesge01et
'Wirksam geworde6, habe 166 veran1eßt, den Antrag zu '_

ste1_len,_ dies dürfe ‘1hm_61066 zu@ Nachteil 0ereichen.—.‘

E. star6
am

1.'Juli 1958 D1e
Kläger1n, Seine Enefrau‚_}f„

' setzte ais Rechtsnachfolgerln nach _5'65 .£bs. 2 des' Inge-‚'

stelltenver51cherungsgesetzes (AVG) dae Ver1ahren fort. „f
"'M1t urte11 vom 11_. September 1959 wies 'das _SG Munchen
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die Klage ab._Dié züéélésSe■eBerufung der Klägerin_wies

das Bayerische Lande33021algericht (LSG) mit Urteil_vom

?. August 1962zurück; E. habe den Rentenantrag erst am
20. Juli 1956 gestellt; die Rente beginne daher nach
5 1286 Abs. 1 der Reichsversicherungsordnuné (RVG) aF

erst mit dem1. August 1956, obgleich die sonstigen"
Voraussetzungen für den Rentenanspruch nach der 1. Vereian0

vom 17. März 1945 sehon früher vorgelégen hätten. Es sei
zwar

glaubhaft, daß E. den Rentenantrag zunächst nur des-

halb nicht ge3tellt habe, weil vor dem Urteil des BSG
' vom 11. Juli 1956 naeh der Praxis der Versicherungsträger

und der Rechtsprechung des damaligen Bayerischen Landes-

versicherungsamts die VOvom 17. März 1945 als in Bayern
nicht in Kraft getreten angesehen werden sei; da der

Antrag nach 5 1286 EVO aF jedoch materiell-rechtliche

Bedeutung habe, könne der Beginn der Rente nicht "vor-'
verlegt" werden. Das LSGließ die Revision zu. Das Urteil
des LSG wurde der Klägerin am 27. September 1962 zuge-
stellt.

' Die Klägerin legte am 6. Oktober
1962

Revision
ein.

Sie
beantragte, - '

unter Aufhebunéder_Entscheidungender Vor-
instanzéh die Beklagte zu verurteilen, der

‚Klägerin die Rente ihres verstorbenen Ehe-

manns wegen Berufsunfähigkeit für die Zeit
_

vom 1. Oktober 19h9 bis zum_}1. Juli 1956 zu

gewähren. "' ”

Die Klägerin begründetedie Revision am27. Oktober1962:
Das LSG habe 9 1286 Abs. 1 RVG aF verletzt. Nach dem

_Grundsatz von Treu und Glauben, der auch in 5 1304 a RVG
_ „aF zum Ausdruck komme, dürfe dem Versicherten durch die

unrichtige bayeriSChe Verwaltungspraxis kein Nachteil _ V'
erwachsen; der Ablauf der Antragsfrist sei durch die erst

später als falsch erkannte Verwaltungspraxis_und Recht-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Sprechung gehemmt
werden; _erst

mit
der

grundsatzl1chen

und abschließenden Klärung der Streitfrage über äie '
zeitliche Geltung der VO vom 17_ März 1945 dureh das

Urteil des BSG vom 11 Ju1_1 1956 habe 'd1e Antragsrr1st

des 5 1286 Abs. 1 EVOaF
zu laufen begonnen._„;_a_‚

Die Beklagte beantragte;‘

die ReVision zurückzuweisen.

' Die Beteiligten erklärten sieh’mit'eine6'U16ei1 6666Ü”'

mündliche Verhandlung einverstanden (55 124_Abs■‚2,
_

153 Abs}1, _165"desSozia_1gerientsgeseezes'égses—)'

'_11_

Die Revision ist zuläSsig' (65
'16'2

Abs. 1 Nr. '1‚ 164 SGG).

Sie ist jedoch nicht _begründet. ' ‚„.

Das LSG. hat zu Recht entsehiéde6_, 'daß dem Vers106erten

.6ach & 1286 Abs. 1 'RVO aF für die streitige Ze1t 6om '

1 Oktober 1949 bis 31. Juli 1956 keine Rente wegen
Berufsunfähigkeit zugesta6äe6 hat weil er den Renten— f‘

. antra3 erst am 20. Juii 11956'gestellt hat. Nach ä'1286

Abs. 1 BVG aF beginnt die Rente' mit' dem Anlauf des Kalen—

dermonats, _in dem ihre Vorau33etzungen erfüllt sind;
__

wird sie jedoch nach dem Ende des fö1gendén Kalender—"

‘m06ats beantragt, so beginnt sie erst mit dem ßo1äuf das

' Antra$smonats. Nach dieser Vorschrift ist also' _der Beginn' '

der Rente von dem Zeitpunkt abhängig, in dem der Antrag '
gestel1t_ iSt; der' Antrag ist ein gesetzliches- Tatbestands—

'merkmal'‚' _das für den Beginn der Rente erheblféb iSt;

.
sind die Sonstigen Voraussetzungen des Anspruchs auf.6

' Rente erfullt, iSt weitere Voraussetzung für den Beginn

ddér Rente aueh_ no_en_das Vorliegen des Antrags .j'_‚
"„‘

.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Diese Voraussetzung kann
so wenig wie ein anderes gee

setzliéhes Tatbestandsmerkmalals nachträglicherfüllt
angesehen werden; der Antrag be21eht sich nicht auf eine
verfahrensrechtlighe Frist für die Geltendmachung des,

AnSpruchs auf Rente; es kommt deshalb auch eine Wieder-
einsetzung in den vorigen Stand hier nicht in Betracht.

Ausnahmen von dem Grundsatz des 5 1286 Abs. 1 BVG aF sind

zwar gesetzlich vorgesehen, so zB für Kriegshinterhliebene

nach 5 2 des Kriegsfristengesetzes vom 15. November 1952,

‚für Flüchtlinge und Vertriebene nach 5 17 Abs. 1 des
>5Fremd- und Auslandsrenténgesetzes vom 7. August 1955, für

Verfolgte nach 5 5 des Gesetzes über die Behandlung der

Verfolgten des Nationalsozialismus in der Sozialversiche-

rung vom 22‚ August 1949 -WiGBl S. 265-; sie lassen aber
nicht den Schluß zu, daß auch in anderen Fällen von der

Regel des_5 1286 RVGaF abgewichen werden darf. Wird der
Antrag erst nach dem Ende des Monats gestellt, der auf

den Monat folgt, in dem die Voraussetzungen des Anspruchs

auf Rente erfüllt sind,_so kommt es auch nicht darauf an,

aus welchen Gründen er
nicht früher gestellt werden ist.

Zwar ist dem Zeitpunkt des Antrags nach 5 1 des Bayerischen

GesetzesNr. 7 vom27. November1945 (GVBl1946s. 19) *
und der entsprechenden süddeutschen Ländergesetze keine
Bedeutung beigemes$én, Wenn der-Antrag "ohne Verschulden"

des Antragstellers nicht früher gestellt wordenist; ;
diese Ländergesetze sind aber bereits durch das Kriegse
fristengesetz vom 15 November 1952 (55 #, 5) außer Kraft
getreten; der Kläger hat aueh während ihrer Geltungs—

dauer keinen Antrag ge8tellt. Auch durch die Aufhebung '
dieser Ländergesetze kommt im übrigen zum Ausdruck, daß

der Ges_étzgebér —
abgesehen ven den besonders geregelten

Fällen - grundsätzlich keine Ausnahme von der Maßgeb—

lichkeit des Zeitpunktes des Antrags hat zulassen wollen.

Etwas anderes ergibt sich jedenfalls für die Anwendung

des 5 1286 RVG aF aueh nieht daraus, daß nunmehr nach
%1546 EVO nF (idF des Unfallvers10herungs—Neuregelunis-

gesetzes vom 50. April 1965) eine "Vorverlegung des
_

‚“. 5‚.
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"('-5«1..'"

'__51nns von'Leistungen aus'der Unfallversichérßng mög-'f

lich ist, wenn "d1e verspätete Anmeldung durch Verhalt-
nisse begründet ist, _d1e außerha1b des W11lens des An—

tragste1lers lagen" ; e1ne entsprechende Verschr1ft 1st
jedenfalls in den Neuregelungsgesetzen 'der Rentenver—

„

_
sidheruhg nicht enthalten (5 6? AVG nF, $ 1296 RVG nFL

'Die Auffassung, der Zeitpunkt des Antrags Sei für den
Beginn der Rente n1cht erheblich, wenn der Versicherte an '

„
einer früheren Antra$stellung' ‘durch Verhältnisse ver- "

'l hindert worden ist, die
außerhalb seines Willens- 1a3enß

kann auch nicht auf die
- aufgehobenen »

'Vbrschriften .'_
alten' j'R'e'c'zlf'xtsder Kr1egsopferversorgung

&KOV- ($ 57 ?.L's.'l

Nr. 3 des Bundesversorgungsgesetzes-—BVG— aF) 'und der 5'

Unfallvers1cherung (@ 15'47 RVG133 Seetützt werden:
_ _ _

. diese VerSchriften haben "eeh«e" Ausschlußfr13ten ent—i“i
hal ten, nach _déreh- Ablauf ein Anspruch auf Rente' -über— 1"

__„hanpt nieht mehr hat_ geltend gemacht werden können; sie

_
haben in erster Linie

dem Zweck gedient, den Versicherungs—

'träger
wegen der Schwierigkeit der Aufklärung l'änger

'zuruckllegender Vorgänge vor unbegründeten Ansprüchen zu

schützen; wenn in der Rentenversicherung der 'Antrag
_Später geSt'e1lt wird, als' "dies nach dem Gesetz ohne""h

Nachteil für 'den 'Beginn d_er Rente moglichlst,_sd führt
dies nieht

— nie nach dem fruheren Recht der KQV und der

Unfallvereichéruné
- zumVerluSt' des "Stammreents ;_'

"30ndern
nur Zu einem späteren Beginn der E1nzelielstungen

_
“aus demStammreCRt.Die Vorschrift d'es %1286 _RVOaF hat ')
'im wesentlichen "Ordnungscharakter

,
'sie soll der yéf--;__j

-waltung 'den ÜberbliCK über die Leistungen, die 'sie zu M_1
”1erbr1ngen' hat, er1e'ichtern und' beruht auf der' Erwagung,

»
'daß ebenso,'wie _Unterhalt nicht für d1e' Vergangenheitiv 'V
'gefordert' weräen kann (@'163.3 des Burger110hen Gesetz- }'

"buche's -BGB-)', auch' die Rente 'n1cht gewanrt Wird für' '“
_' eine Zeit, für die'S1e nith_ durch _den Antrag geltend '

" gemacht '1st. _Die Beklagte hat die Rente auch nicht, wie

_'die' Klägerin meint, in entsprechender Anwendung der '70r-

'5chrilten des _5''-1364'RVGaF (@ 1300 RVGRF,_% 29 AVG), ;___
‚\ _’ ‚-...

7
;— _._._

__
__

\‚ ....
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'5 40 Abs. 2 des GeSetzes über das'Verwaltungsverfahren der

KOV(Verwva)ab i._ Oktober1949hewilligen müssen.Diese
Vors_chriften regeln die Vörausset2ungen, unter denen die

Verwaltung einen für die Beteiligten in der Sache bindend

gewordenen (5 77 SGG) "Erstbescheid" zurücknehmen und durch

einen dem Berechtigten günstigeren‘ 'neuen Bescheid"e r-
setzen darf oder muß. Die Rechtskohtrolle der Versiche— _4'
rung$träger und der Versorgungsbehörden durch die_Sozial—

gerichte bringt es nicht selten mit sich, da■ieine "Ver—
,waltungspraxiS"„mmspäter_e als uhridhtig erkannt wird;1r «»

wenn sich daraufhin herausstellt, daß die Verwaltung
„eistungsanträge zu Unrecht abgelehnt hat, so

können aller— '

' d.ings die dadurch Betroffenen unter den Voraussetzungen der ;

äs‘15ol+RVGaF, 15ooRVGnl? 79 AVG,40 Abs. 2 VeerG die
.ü.cknahme des ihnen erteilten rechtsw1dr1gen "Erstbesche1des"

und die "Neufeststellung" ihres Anspruchs erreichen.,
Daraus ist jedoch nicht zu schließen, daß ein Versicher-

ter7*wie der Ehemann der Klägerin, der - vor 1956 — keinen

Rehtenantrag gestellt und damit eine Entscheidung der Ver-

waltung über seinen Anspruch überhaupt nicht begehrt hat, '

„wegen der "als unrichtig erkannten Verwaltungspraxis" bei

d.er späteren Antragstellung so zu behandeln ist, als hätte

er den Antrag "rechtzeitig“ ggestellt.' Der Rechtsnachteil, _'

der dadurch entstanden ist, daß der Antrag nicht früher " '°

gestellt werden ist, trifft hier den Versicherten selost;'

die Verwaltung hat dafür nicht
"einzuStehen"

. Wenn danach

die Versicherten, die ihren auf die VO
vom 17.1ärz 19#5

__yestützten Rentenantrag im Jahre 1949 - trotz der ablehnen-'

den bayerischen Verwaltuhgepraxis - gestellt hahen, besser '

stehen, als die Vers1cherten, die keinen Antrag gestellt '"4

haben, weil sie sieh mit der "ablehnenden Verwaltungs- '
praxis? - in gleichliegehden anderen Fällen —_abgefundén

haben, so liegt darin keine sachlich ungerechtfertigte
unterschiedliche Behandlung; die Rechtsordnung schließt
edénfalls nieht aus, daß derjenige, “der4sein Recht
sucht" und möglicherweise "erstreitet", dém3enigen gegen-

über, der sich in gleicher Lage "passiv verhält", Vorteile
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genießt; d1és' kann _aüéh nie'ht
als unbil11g

angesehen '

werden. Wenn die Beklagte sieh in den' Fällen der 'Waisen-

rente' nach der versicherten Ehefrau ($ 44 'Abs._2 AVG)
nicht auf "Ver3pätung des Bentehahtrags beruft", falls

_der Antrag biSher untérbliebén ist, weil die Anepfüchs— „"

voraussetzung*fehlt die daS Bunde3Verfassüngsgéricht 6"

in seiner Entseheidung vom 24. Juli 1963, NJW 1963, 1723

=JZ 1963, 634, für nichtig erklärt hat ("daß die Ver-
Storbene den Unterhalt der Kinder uberu1egend bestritten

hat"), 30 'kann dahin3estéll_t bleiben, 'ob Sie hierzu

_verpflithet„ist;_sié_ist Jedenfalls_n1eht verpflichtet,

im vorliegenden Falle" 'en6spreehend"zu Verfehren%' diese
'Fälle liegen nicht gleich. Im vorliegenden Falle karn

„
die Unterlassung' 'des Antrags_ nicht anf den "Vertrauens—

tatbestand" eines Gesetzes gestützt' werden; der Antrag
3

' ist 'vielmehr unter811eben,_We11 sieh der Versicherte „.3.
'i„'auf die Gesetzesanwendung der Verwaltung verlasse

'hat.'

'Sohließlich verstößt die Beklagte auch' nicht gegeanreu

und Glauben, wennsie die "Vorverlegung" des' Renten—_
_(_beg1nns ablehn't. @1286 RVGaF' enthält zwingendes"f_,ft"

materiellee Recht, die Voraussetzungen die3e'r Vorscnrift

_
sind —ebensowie dies 'in BSG14, 246 ff fur dié Aue—

:'schlußfriSt de_s_5__58 BVG aF ausgefuhrt ist — von Amts

wegen zu beachten. 5 1286 RVG aF 1äßt' auch -
ändere

„„-„
als das in BSG '14, 246 ff zu @ 58 BVG aF dargelegt _ist -”
'Ausnahme'n dann nicht zu, wenn, abgesehen von dem ßntrag,

"w die _sonst'igen Voraussetzungen für einen früheren
_l_Renten8eg1nn erfüllt sind. Im vorliegenden Fall n'aben _f

(‚zwar di_é Voräussetzungen _für das "Stammrecht" deéen—'f'w'
falle

vom Beginn der streitigen Zeit an v8r3e3_egen: '

'Der Ver$icherte is't bereits seit 1946 oerufsunf1nig

gewesen; die Anwartschaft (aus den von dem Vers10herten
entricht'eten bgw._zur8ckgeleguen 77 Beitragsmonaten)
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ist nach Art. 19
der'1.VereianO vom 17. März 1945

‚(BGBl I 41) erhalten und damit auch die Wartezeit
_erfü11t

gewesen; die '1 VereianQ vom 17. März 1945 ist, Wie das

BSGdurch Urte_il vom 11. Juli 1956, BSG3'‚ 161, ent— '
schieden hat, spätestens 'am 7. September 1949 im ganzen
Bundesgebiet wirksam_geworden. Die' Beklagte verkennt

aber nicht die rechtsethische und soziale Funktion des
@ 1286 RVO aF, wenn Sie die Vorverlegung des_Rentenbe—

ginns ablehnt, weil es an einer gesetzlichen Voraus— "
_

setzungdafür repig‚ Die Funktiondes5 1286RVGer liegt, i'
«'wie dargelegt -

in ihrem OrdnungScharakter. Dem Ver-

sicherten wird vom Gesetz "zugemutet", selbst an der 1

Ordnung seines Versicherüngsverhältnisses insoweit mitzu-

wirken, als er seinen Anspruch "anzumelden" hat° Wenn er
dies nicht tut, obwohl er es hattun können, so muß er

” zeitlich begrenzte Béchtä■ächteile hinnehmen. Die Funktion_

des 5 1286 EVO aF ist eine andere als die des 9 58 BVG aF, '
deshalb können die Grundsätze, nach denen der Große Senat

des BSG in BSG 1#,2ä6 ff aus der Funktion dieser Vor—
_schrift Ausnahmen von dem Ausschluß des Stammrechts
Wegen Fristablaufs hergeleitet hat, hier keine Anwendung
finden. Besonders gelagert und aus dem Rechtsgedanken

des 5 206 BGB zu beurteilen ist möglicherweise nur der '
Fall, daß für einen geschäftsunfähigen oder einen in der
Geschä?tSfähigkeit'beschränkten Versicherten, der ohne
gesetzlichen Vertreter ist und den Rentenantrag nicht
selbst hat stellen können, der Antrag später gestellt

_
wird (vgl. dazu auehBVA,AN 19393. VI 208 und die Urteile
des BSGvon 23. März'l9öl, 11 BV724/59, vom23. November
1962,8 RV769/61,”vem19. Juni 1963,BSC19, 173'undvom' '
17. April 196%, 10 BV 931/61); um einen solchen Fall

handelt es sich hier aber nieht. '

Der Anspruch der Klägerin — als Rechtsnachfolgerin des

Versicherten —auf'Gewährung der Rente auch für die Zeit
vom 1. Oktober 1949 bis zum 31. Juli 1956,-ist'sonach'
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unter keiném Gésichtspunkt begründet; ihre Revision ist
ldeshalb>zurückzuweisen (@170 Abs. 1 Satz 1 SGG).

„

Die Köstenentscheidung folgt aus @193_SGG.
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